
Kleingruppe: Prävention/Schutz 

 „Wie sind Kinderrechte in einem institutionellen Schutzkonzept zu verankern?“ 

Erläuterungen/Vorbemerkungen: 

Die Präventionsordnung des Erzbistums Paderborn (PrävO) fordert von jedem 

kirchlichen Träger die Erstellung und Implementierung eines Institutionellen 

Schutzkonzeptes. Dieses muss Regelungen zu folgenden Bereichen enthalten: 

 Persönliche Eignung / Personalauswahl 

 Erweitertes Führungszeugnis 

 Verhaltenskodex (mit Regelungen zu …): 

o Sprache und Wortwahl 

o Gestaltung von Nähe und Distanz 

o Angemessenheit von Körperkontakten 

o Beachtung der Intimsphäre 

o Zulässigkeit von Geschenken 

o Umgang mit und Nutzung von Medien und sozialen Netzwerken 

o Disziplinierungsmaßnahmen 

 Beschwerde- & Beratungswege 

 Qualitätsmanagement 

 Aus- & Fortbildung 

Ergebnisse aus den Gesprächsrunden: 

 Die geforderten Partizipationsmöglichkeiten im Rahmen der Erstellung der 

Schutzkonzepte müssen passend für die jeweilige Zielgruppe sein 

 Das Schutzkonzept muss sprachlich und inhaltlich „heruntergebrochen“ 

werden – so dass Kinder und Jugendliche es auch begreifen können 

 Das Schutzkonzept sollte in leichter Sprache vorliegen – zumindest die 

zentralen Inhalte 

 Im Vorwort und in den Ausführungen zum Verhaltenskodex könnte/sollte 

direkter Bezug zu einzelnen Kinderrechtsparagraphen genommen werden 

 Die Sensibilisierung von Mitarbeiter*innen zum Thema Kinderrechte sollte im 

Schutzkonzept verankert werden 

 

 „Schutz“konzept – vor was soll geschützt werden: 

o Schutz vor sex. Gewalt 

o Schutz vor allen Formen von Gewalt 

o Verwirklichung aller Schutzrechte (Gewalt, Diskriminierung, …) 

o Kinderrechtsschutz 

 

Fazit: Die höchste Form des Schutzkonzeptes wäre ein Konzept zum umfassenden 

Kinderrechtsschutz. Die Präventionsordnung beschränkt sich allerdings „lediglich“ auf 

den Schutz vor sexualisierter Gewalt. Es liegt also in der Verantwortung und 

Entscheidung jedes einzelnen Trägers, darüber hinaus auch eine höhere Stufe des 

Schutzes der Rechte von Kindern und Jugendlichen konzeptionell zu verankern. 


